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Änderungsantrag 

des Abgeordneten Ortwin Lowack 


zu dem Antrag der Abgeordneten Herbert Werner (Ulm), Monika Brudlewsky, 
Claus Jäger und weiterer Abgeordneter 
- Drucksachen 12/7098, 12/7660 - 


Ausbau der sozialpolitischen Maßnahmen zur Förderung der Bereitschaft 
zur Annahme ungeborener Kinder in Konfliktlagen und zur Förderung der Familie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nummer 6 der Beschlußempfehlung wird wie folgt gefaßt: 

,6. Der Antrag der Abgeordneten Herbert Werner (Ulm), Monika 
Brudlewsky, Claus Jäger und weiterer Abgeordneter auf 
Drucksache 12/7098 wird angenommen und um folgende 
Nummer 3 ergänzt: 

„3. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, umgehend einen 
Entwurf zur Verbesserung des Bundeserziehungsgeld- 
gesetzes einzubringen, der die Verlängerung der Bezugs- 
dauer des Erziehungsgeldes auf drei Jahre für Geburten 
ab 1. Januar 1995 beinhaltet.“' 

Bonn, den 25. Mai 1994 

Ortwin Lowack 

Begründung 

Ein für die gesamte Laufzeit des Erziehungsurlaubs gezahltes 
Erziehungsgeld würde in vielen Schwangerschaftskonfliktlagen 
die Annahme eines ungeborenen Kindes erleichtern und im übri- 
gen generell die frühzeitige Erfüllung bestehender Kinder- 
wünsche ermöglichen. 

Kosten und Finanzierung 

In den Haushaltsjahren 1995 und 1996 würden bei Realisierung 
des Antrages verhältnismäßig geringe Mehraufwendungen für 
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das Erziehungsgeld wegen des zu erwartenden leichten Anstiegs 
der Geburtenzahlen entstehen. Dem würden aber wegen der 
arbeitsmarktentlastenden Wirkungen des mehr in Anspruch 
genommenen Erziehungsurlaubs wesentlich höhere Einsparun- 
gen beim Bund bei Leistungen an Arbeitslose gegenüberstehen 
(Zuschüsse an die Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitslosenhilfe). 
Eine nennenswerte Mehrbelastung für den Bund durch das ver- 
längerte Erziehungsgeld wäre erst ab 1997 zu erwarten. 
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